
ARGENTINIEN

Bezahlt wird nicht

Argentinienstoppt seine
Zahlungen an die Welt-
bankund denI WF. Nun
zeigensich die unter-
schiedlichenInteressen

der beiden Seiten.

"Argentinien auf holprigem
Weg der Besserung" − mit
dieser Überzeugungstanddie
Börsen−Zeitung noch i m Ok-
tober nicht allein. Nun muss-
tedie RegierunginBuenos Ai-
res innerhalb einer Woche
nicht nur zugeben, dass fünf
Kinder an Unterernährung
starben, sondern sie stellte
auch überraschend die Zah-
lungen an die Weltbank ein
undgefährdetedamit vermut-
lich deren Programmzur Ar-
mutsbekämpfung.
Ein Widerspruch? Nein,

denn noch hat das hoch ver-
schuldete Land bis Mitte De-
zember Zeit, die fällige Rate
von 805 Millionen US−Dollar
zu begleichen. Schon mehr-
mals drohte Argentiniens
Wirtschaftsminister Roberto
Lavagna, die Zahlungenanin-
ternationale Kreditorganisa-
tionen einzustellen, sofern
nicht endlich ein Abkommen
mit dem IWF über die An-
schlussfinanzierung für den
Schuldendienst des nächsten
Jahres zustande käme. Eine
Einigungzwischen denargen-
tinischen Peronisten und der
UnterhändlerindesIWF, Anne
Krueger, scheint derzeit je-
dochnoch weit entfernt.
Die Regierung Eduardo Du-

haldes, deren Mandat am25.
Mai endet, hat sich offenbar
auf ein Spiel eingelassen, an
dessen Ende Argentinien für
zahlungsunfähig erklärt wer-
den könnte. Dann stünde das
Land auf derselben Stufe wie
Liberia, Zi mbabwe und der
Irak. Derzeit wäre Argentinien
durchaus in der Lage, diefäl-
lige Rate zu zahlen. Die stei-
genden Exporte der letzten
Monate haben die Devisenre-
serven der Zentralbank auf
9,8 Millarden Dollar anwach-
senlassen.
Ohne das seit zehn Mona-

ten verzweifelt gesuchte Ab-
kommen mit demIWFjedoch
will die argentinische Regie-
rung lediglich die Zinsen
überweisen, um die Gesprä-
chezumindestin Gangzuhal-
ten. DaimnächstenJahr 13,5
Milliarden Dollar fällig seien,

könnees ohneeinenneuenFi-
nanzierungsplan des IWF und
der Weltbank nicht weiterge-
hen, beklagte sich Lavagna
und machte folgende Rech-
nung auf: "Bis zum 25. Mai,
demEnde der Legislaturperi-
ode, betragen die Rückzah-
lungen100 Prozent der Reser-
ven. Unter diesen Umständen
wärees unverantwortlichund
politisch nicht durchsetzbar,
weiter zuzahlen."

Keine Einigungin Sicht
Auf den ersten Blick

scheint also Argentiniens Re-
gierung nach dem Ende der
Zahlungen an private Anleger
nun auch die internationalen
Organisationen enttäuschen
zu wollen. Einige Beobachter
bevorzugen hingegeneine an-
dere Lesart. Demnach ver-
folgt Krueger mitihrenharten
Auflagendas Ziel, Argentinien
in die Zahlungsunfähigkeit zu
treiben, während Lavagna
sein Krisenmanagement über
die Legislaturperiode retten
will.
"Die Entscheidung, nicht zu

zahlen, ist letztlich eine un-
freiwillige Entscheidung des
Ministers gewesen. Tatsäch-
lich leistete Krueger selbst
Argentiniens Zahlungsstopp
Vorschub", vermutet der poli-
tische Kommentator Alfredo
Zaiatinder ZeitungPagina12.
Demnach unternehmen die
Hardliner i mIWF seit Mona-
ten alles, um dem Land so
harte Forderungen aufzuerle-
gen, dass es irgendwann auf-
geben müsse.
Worauf beruht diese Ein-

schätzung? Eine Anekdote
vom Washingtoner Verhand-
lungstisch, die ein argentini-
scher Funktionär der Zeitung
La Nacionerzählte, gibt einen
Hinweis. "Als letztes Argu-
ment die sofortige Eli minie-
rung der Ersatzwährungen
verlangen", habe auf einem
zerknittertenStück Papier ge-
standen, das man Krueger
während der Verhandlun-
gen zugesteckt und das sie
später auf demTisch verges-

sen habe. Die Provinzregie-
rungen geben verschiedene
Ersatzwährungen aus, umih-
re Länderkassen aufzufüllen
und zumindest die Staatsdie-
ner bezahlen zu können. We-
gen des Widerstands der
mächtigenProvinzgouverneu-
re wäre die Forderung des
IWFnicht zuerfüllen, darüber
hinaus steht dies auch gar
nicht auf der ListedesIWFfür
eineEinigung mit Argentinien.
"Der IWF will keine Eini-

gung", ist daher eine gängige
Meinungin den Büros der Ca-
sa Rosada, demSitz der Exe-
kutive. Begründet wird sie
auch damit, dass IWF−Chef
Horst Köhlerin der vergange-
nen Woche, statt zu verhan-
deln, lieber aneinemSeminar
über Globalisierung in Berlin
teilnahm.
Alsolagendie entscheiden-

den Verhandlungen mit den
Argentiniern in den Händen
einer Person, die davon über-
zeugt ist, dass ein Bankrott
Argentiniens ihre These von
der Notwendigkeit eines Kon-
kursrechts für Staaten stüt-
zen würde. Als Anne Krueger
sichvor zwei Monaten mit Ar-
gentiniens ehemaligem Wirt-
schaftsminister Domingo Ca-
vallo traf, der demIWF nahe
zu stehen scheint, fragte sie
ihn La Nacion zufolge: "War-
um sträubt sich Argentinien
so sehr, seine Zahlungsunfä-
higkeit gegenüber den multi-
lateralen Organisationen zu
erklären?"
Gegen den Willen der Wall

Street und der Banken be-
schloss derIWFEndeSeptem-
ber offiziell, die Einrichtung
eines internationalen Kon-
kursgerichts voranzutreiben.
Der Plan, der von der ehema-
ligen Stanford−Professorin
Krueger stammt, sieht i mFall
der Zahlungsunfähigkeit ei-
nes Staates vor, dass eine
qualifizierte Mehrheit der
Gläubiger eine Umschuldung
beschließen kann. Das insol-
vente Land soll dabei
zunächst vor juristischen
Schritten einzelner Gläubiger
geschützt werden; so soll die

Der Peso, die
offizielle
Währunghat
Konkurrenz
bekommen.
Umdie Länder-
kassen aufzu-
füllen, gaben
verschiedene
Provinzregie-
rungen Ersatz-
währungen
heraus.

(Foto: version)

Gewährung kurzfristiger
Großkredite an Krisenländer
ein Ende finden. "Argentinien
wird damit zum Testfall auf
demWegzueineminternatio-
nalenInsolvenzverfahren", er-
läuterte schon imJanuar ein
Kreditexpertein der Süddeut-
schenZeitung.
Wennder Fonds anArgenti-

nien ein Exempel statuieren
möchte, haben seine Forde-
rungen einen Sinn: Steuer-
reform, Tariferhöhungen, eine
Sperrung der Sparkonten,
eine Reform des öffentli-
chen Bankenwesens, und vor
allem ein breiter politischer
Konsens.

Argentinien als
Präzedenzfall
Die Situation in einem

Land, in demviele Menschen
schon lange nicht mehr über
echtes Geld verfügen, zeigt
jedoch, dass diese Forderun-
gen kaum erfüllbar sind.
So kamesindervergangenen
Woche in Mar del Plata zu
ener neuen Bankenkrise, als
nach einemrichterlichen Be-
schluss 14.000 Konten wieder
geöffnet wurden.
Julio Nudler, ein Kommen-

tator der Pagina 12, betont,
dass es nicht nur um politi-
sche Disziplin gehe: "Unter
der Oberfläche gibt es eine
explosive soziale Realität",
die neue Einschnitte nicht er-
laube. "Wie soll man nach so
krassen Einbußeni mRealein-
kommen weitere Kürzungen
oder sogar den Verkauf von
Grundbesitzfordern?" fragt er
und meint den Vorschlag des
IWF, das Hypothekengesetz
zuändern. Wie Wirtschaftsmi-
nister Lavagna es in einem
Brief an die Weltbank erläu-

terte, wären weitere Zahlun-
gen aus der Devisenreserve
"riskant für die wirtschaftli-
che, soziale und politische
Stabilität des Landes, vor al-
lem in der Vorwahlkampf-
phase".
Diese geringe Stabilität gilt

es für die Duhaldisten in der
regierenden Gerechtigkeits-
partei (PJ) auch gegen den
Druck des IWF zu halten.
Dennin den Reihen der pero-
nistichen Partei ist der
Machtkampf um Duhaldes
Nachfolge bereits bereits voll
entbrannt.
Dem mafiösen politischen

Wiedergänger Carlos Menem
fällt es vor denparteiinternen
Vorwahlenimmerleichter, die
Sozialpläne der Regierung zu
kritisieren. Seine Gegner hin-
gegen versuchen, den ehema-
ligenPräsidentenkleinzuhal-
ten, indemsie die höchstrich-
terlich angeordneten Vorwah-
len per Gesetz in den März
verschieben wollen. Bis dahin
könntensieihrenTrumpf aus-
spielen und die "First Lady"
Hilda Duhalde als mögliche
Vizepräsidentin neben Duhal-
des FavoritenJosé Manuel de
laSotanominieren.
Menem hingegen, der we-

gen zahlreicher Skandale
noch vor wenigen Monaten
als unwählbar galt, beschul-
digt Duhalde, die Wahlen zu
verschleppen, da er in der
Partei nur eine Minderheit
hinter sichhabe. Siegessicher
scherzte der ehemalige Präsi-
dent kürzlich, als bei einer
Ansprache vor Akademikern
das Licht ausfiel: "Mit diesen
Dingenhaben wir Erfahrung."

Hilmar Poganatz

________________________
ZumThema Argentinien

siehe auch unseren Buchtipp
in unserer Rubrik"Voices"
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A v i s

Ministère desTravaux
publics
Administration des
Bâti ments publics
Division desTravauxneufs

Avisd'adjudication
Le vendredi 10janvier 2003 à
10:00 heures du matin, il sera
procédé aux bureaux de l'ad-
ministration des Bâti ments
publics, 10, rue duSt Esprit à
Luxembourg, àl'ouverture de
lasoumissionconcernant
les travaux de menuiserie
extérieure en alu avec vitre-
ries, de stores lamelles, de
façadeenbardagevitreet de
portes de garage dans
l'intérêt du Lycée technique
Nic BieveràDudelange.
Envergure del'objet:
env. 780 m2dechâssis avec
vitrage
env. 480 m2destores à
lamelles
env. 400 m2de bardage
vitré
env. 3 portes degarage,
divers et accessoires

Les travaux sont adjugés en
blocàprixunitaires.
La durée des travaux est de
100 jours ouvrables à comp-
ter du2etri mestre2003.
Les amateurs sont tenus d'in-
troduire leur candidature
écrite au moins 1 jour ou-

vrable avant deretirer le dos-
sier desoumissionà
l'Administrationdes
Bâti ments publics
"Soumissions"
Boîte Postale 112
L−2011 Luxembourg
Télécopieur: 46 19 19− 555

Les plans, cahiers de charges
et bordereaux de soumission
sont àla disposition des can-
didats à l'adresse de l'admi-
nistration au plus tôt lejeudi
28novembre2002.
Les offres qui sont établies
sur des bordereaux qui n'ont
pas été retirés à l'adresse in-
diquée ci-avant ne sont pas
prises enconsidération.
Les pièces conformes aux
prescriptions des articles 28
et 29 du règlement grand−du-
cal du 2 janvier 1989 et por-
tant l'inscription: "Soumission
pourlestravaux de menuise-
rie extérieure en alu..." doi-
vent se trouver aux bureaux
de l'administration des Bâti-
ments publics, 10, rue du St
Esprit à Luxembourg, avant
l'heurefixée pourl'ouverture.
Le présent avis aététransmis
le 19 novembre 2002 au Sup-
plément du Journal Officiel
des CEE aux fins de publica-
tion.
Luxembourg, le 19 novembre2002
La ministre des Travauxpublics

Erna Hennicot−Schoepges


